
Austritt aus der Revolutionären
Linken  (in  [solid']  )  –  aber
warum?
Entwicklung der Revolutionären Linken (RL)

Anfang Juli 2015 gründete sich in der linksjugend [solid‘] die RL, die den
Anspruch  hatte,  für  eine  klassenkämpferische  Jugendorganisation
einzutreten. Eine Jugendorganisation, die in der Lage ist den Kapitalismus zu
stürzen. Da einige unserer Mitglieder, die vormals in der [solid‘] Fulda aktiv
waren, schon ein Jahr zuvor versucht hatten eine revolutionäre Fraktion zu
gründen, waren wir über die Gründung und die Dynamik der RL sehr erfreut.
Dieser Schritt war bitter nötig, weil [solid‘] einem sozialistischen Anspruch
bei  weitem  nicht  gerecht  wurde.  Dafür  sorgen  proimperialistische
Antideutsche, eine reformistische Führung und ein linker Flügel,  welcher
sich zwar „Revolution“ auf die Fahnen schreibt, aber praktisch bestenfalls
zentristische (SAV,Funke) oder gar offen reformistische Politik (BAK AuF)
macht. Um die vergangenen und aktuellen Klassenkämpfe zu verarbeiten und
eine Anleitung zum Handeln zu geben braucht es ein Programm. Genau das
wollten wir mit Anträgen bei den Treffen der RL in Hamburg, wo seitens der
SAV ein zweiseitiger Wisch als Programm verkauft werden sollte, und beim
zweiten Treffen in Dortmund versuchen. Dort wurden unsere entsprechenden
Anträge mit der Begründung, es brauche „Bewegung“ und kein Programm
abgelehnt.  Auch  unsere  Bemühungen  eine  demokratische  Grundlage
innerhalb  der  RL  in  Form  eines  Statuts  zu  schaffen  wurde  abgelehnt.
Paradoxerweise wurde anschließend ein Koordinierungskreis, also eine nicht-
demokratisch legitimierte Leitung, gewählt.

In  den  letzten  Monaten  gab  es  außerdem  keine  zahlenmäßige  oder
aktionistische Weiterentwicklung der RL.  Zwar gab es am 18.  Dezember
einen bundesweiten Aktionstag,  dieser  ging allerdings nicht  über die  RL
hinaus.  Andere  Gruppen  oder  gar  unorganisierte  Einzelpersonen
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einzubinden,  wurde  nicht  einmal  versucht.  Man  beging  also  genau  die
Fehler,  die  jetzt  fälschlicherweise  an  Jugend  gegen  Rassismus  kritisiert
werden.

Jugend gegen Rassismus (JgR)

Ende März gab es ein weiteres Treffen der RL. Das Thema war hauptsächlich
die über Deutschland hereinbrechende rassistische Welle. Für uns ist das
natürlich untrennbar verknüpft mit der Frage: „Was tun gegen Rassismus?“
Eine  Beteiligung  der  RL  an  dem  dynamischsten,  bundesweiten
Antirassismusbündnis „Jugend gegen Rassismus“ schien uns der beste Weg
für die RL an dem Aufbau einer Gegenbewegung mitzuwirken. Unser Antrag
einer  Beteiligung  der  RL  an  JgR  wurde  allerdings  bis  auf  wenige
Gegenstimmen abgelehnt,  obwohl  bundesweit  mittlerweile  Teile  der  SAV
„Jugend gegen Rassismus“ unterstützen. Die Argumente waren, man wolle
keine Bewegung von oben erzwingen, soziale Forderungen fehlten und die
Massen  seien  nicht  bereit  mit  Forderungen  wie  „Offene  Grenzen“  oder
„Selbstverteidigung gegen rassistische Angriffe“ konfrontiert zu werden. Mit
einer solchen opportunistischen Argumentation sich einer Einheitsfront zu
verweigern, ist schon ziemlich sektiererisch. Vor allem wenn man bedenkt,
dass die SAV keinen Alternativvorschlag vorstellte.

Auch  das  „Argument“,  dass  JgR  keine  unorganisierten  Jugendlichen
ansprechen würde, ist lächerlich. Dass „Jugend gegen Rassismus“ gerade
vom Refugee Schul- und Unistreik (RSUS) ins Leben gerufen wurde, an dem
sich viele unorganisierte Jugendliche beteiligen, die soziale Fragen sehr wohl
Beachtung findet und das Bewusstsein der Massen mit den entsprechenden
Forderungen gehoben werden muss,  sah die Mehrheit  der RL nicht.  Der
wahre Grund für diese Blamage war viel eher, dass die SAV, die die RL
dominiert,  kein  Projekt  unterstützen  möchte,  bei  welchem sie  nicht  die
Führung innehat. Der Aufbau der eigenen Vorfeldstruktur wurde hier über
die objektive Notwendigkeit des Aufbaus eines antirassistischen Bündnisses,
welche die Keimform einer antirassistischen Bewegung sein kann, gestellt.

Der Bundeskongress 2016



Der Bundeskongress von solid (BuKo) ist offiziell das höchste demokratische
Gremium  in  solid.  Faktisch  kann  sich  der  Kongress  in  die  Reihe  von
Kongressen  einreihen,  auf  denen  irgendwas  beschlossen  wird,  das  aber
faktisch keine Auswirkungen hat, nichtmal für die eigene Organisation. Der
linke Flügel macht was er will und ihm ist egal, was der rechte beschlossen
hat. Andersrum gilt dasselbe. Dass ein nicht unbedeutender Teil von solid
vollkommen ignoriert was beim BuKo passiert, drückt sich auch im BuKo
selbst aus. Nur 190 von 250 Delegierten, sprich 74 %,[1] kamen und das
trotz der Möglichkeit bei Krankheit, etc. Ersatzdelegierte zu schicken. Auch
der Funke, der Teil der RL ist, kritisiert, dass der BuKo keine Auswirkungen
auf  die  Arbeit  in  den  Ortsgruppen  und  Landsverbänden  hat:  „Viele
Beschlüsse des höchsten Gremiums verschwinden oftmals in der Schublade –
wodurch  die  Frage  nach  dem  Sinn  und  Zweck  von  Bundeskongressen
provoziert werden kann.“[1]

Dass die RL ohne Programm und Statut innerhalb solid nicht fraktionsfähig
sein kann, sah man dann während wie auch nach dem BuKo. Während ein
Genosse,  den  man  getrost  als  Linken  in  der  RL  bezeichnen  kann,  von
„gemischten Gefühlen“ spricht, tobt auf Facebook ein Kampf zwischen der
SAV und dem Funken, wie man sich zu Sexarbeit verhält. Von Diskussion
nach  innen,  Geschlossenheit  nach  außen,  wie  es  für  leninistische
Organisationen  üblich  ist,  sah  man  nichts.

Dank eines Leaks mit dem Hashtag #NuernbergPapers ist uns bekannt, dass
auf dem BuKo über JgR etwas beschlossen wurde und AntiDs dem wohl
zustimmen wollten. Jedoch können wir, trotzdem wir teilweise zum jetzigen
Zeitpunkt  noch  Mitglieder  von  solid  sind,  nicht  nachvollziehen,  wie  das
eigentlich  ausgegangen ist.  Grund dafür  ist,  dass  wir  keinen Zugang zu
Protokollen  des  höchsten  demokratischen  Entscheidungsgremiums  haben
und auch noch nie hatten. Damit sollte alles zum BuKo gesagt sein.

Taktiken und Positionen

Ein weiterer Grund für das Stagnieren des Aufbaus der RL sind taktische
Fehler.  Auf  der  letzten Versammlung der RL wurde klar,  dass sie  unter



keinen Umständen mit der SPD zusammenarbeiten will, weil die SAV diese
als bürgerliche Partei  charakterisiert.  Das ist  aber aus unserer Sicht ein
grober Fehler, welcher taktische Folgen mit sich bringt. Die SPD ist eine
bürgerliche  Arbeiter_Innenpartei.  Die  Führung  macht  zwar  Politik  im
Interesse der Bourgeoisie, aber ihre soziale Basis ist historisch und aktuell
die Arbeiter_Innenklasse. Dies lässt sich auch einfach an ihrer Stärke in den
DGB-Gewerkschaften,  die  sicher  keine  gelben  Gewerkschaften  sind,
feststellen.

Die Illusionen der Arbeiter_Innenklasse in den Reformismus, wie auch ihr
reformistisches Bewusstsein, kann nur durch gemeinsame Aktionen wie einer
Einheitsfront mit JgR gebrochen werden. In dieser können Revolutionär_Inne
durch eigenständige Propaganda und Kritik an der Führung aufzeigen, dass
Diese  einer  fortschrittlichen  Bewegung  in  Wege  steht.  Darüber  hinaus,
können  revolutionäres  Bewusstsein,  wie  auch  der  Einfluss  von
Revolutionär_Innen,  in  der  Klasse  gestärkt  werden.

Gleichzeitig  verhält  sich  die  RL  auch  sektiererisch  gegenüber  anderen
linksradikalen  Organisationen,  was  ihre  Weigerung  „Jugend  gegen
Rassismus“ aufzubauen zeigt. Dieses Sektierertum geht Hand in Hand mit
einer  opportunistischen Politik  gegenüber  der  LINKEN und [solid‘].  Hier
steckt man tief in den Strukturen, ohne einen offenen Kampf um die Führung
zu  führen.  Echter  Entrismus,  wie  Trotzki  ihn  sich  als  Taktik  für
Revolutionär_Inne in  reformistischen Parteien vorstellte,  um einen linken
Flügel wegzubrechen oder die Partei zu übernehmen, sieht anders aus.

Weiter bleibt die RL auf zentristischen Positionen hängen. Die Weigerung
sich ein Programm zu geben ist ein deutlicher Indikator dafür. Brennende
Forderungen, die es gerade seit dem massiven Aufkommen der Rassist_Innen
und den verstärkten Flüchtlingsbewegungen seit Mitte 2015 braucht, werden
nicht genannt. Dazu gehört, das keine offenen Grenzen gefordert werden und
auch dem Aufbau von Selbstschutz keine Notwendigkeit zugesprochen wird.

Für eine revolutionäre Jugendorganisation!

Die  sich  anbahnende Krise  und der  katastrophale  Rechtsruck  in  Europa



machen die Notwendigkeit der Jugend eine einheitliche und revolutionäre
Führung  zu  geben  überdeutlich.  Wir  müssen  endlich  die  aktuelle
Führungskrise überwinden und uns für die kommenden Kämpfe wappnen!
Dazu braucht es eine sozialistische Organisation mit einem klaren Programm,
einem lebendigen  demokratischen  Innenleben  und  einheitlichen  Aktionen
nach außen. Gerade im Rahmen unserer Intervention in [solid‘] und der RL
hat sich gezeigt, das keine dieser Strukturen in der Lage sind sich zu so einer
Organisation zu entwickeln und die momentane Führungskrise der Jugend
als auch der Klasse der Lohnabhängigen als Ganzes zu lösen. Schade auch,
dass die SAV die Diskussion, wie eine solche Führung zu schaffen ist, nicht
mehr mit uns weiter führen möchte. Dies zeigt sich dadurch, dass sie zum
Beispiel Anträge innerhalb der RL durchboxte, die Programmdiskussionen
auch  auf  kommenden  Treffen  unterbinden.  Die  SAV  zeigt  dadurch
hervorragend, was sie von der reformistischen Bürokratie in der Linkspartei
gelernt hat: bürokratische Manöver.

Ein Austritt unsererseits aus der RL und eine Konzentration auf die eigene
Arbeit ist somit mehr als gerechtfertigt. Natürlich arbeiten wir gerne auch in
Zukunft  mit  linken Teilen  von [solid‘]  und der  SAV zusammen,  um eine
größere Aktionseinheit wie auch Gruppen übergreifende
Diskussionen innerhalb der Linken zu schaffen. Eine organisatorische Einheit
ist allerdings nicht mehr gerechtfertigt. Unser eigentliches Ziel, nämlich den
linken  Flügel  in  [solid‘]  organisatorisch  auf  die  notwendigen
Auseinandersetzungen  mit  der  rechten  Führung  bis  hin  zum  Bruch
vorzubereiten, haben wir nicht erreicht. Trotzdem war unsere Arbeit nicht
umsonst: Wir haben eine klare Kritik am Reformismus von [solid‘] und dem
Zentrismus  der  RL  und  der  SAV  formuliert.  Darüber  hinaus  haben  wir
REVOLUTION  deutschlandweit  bekannter  gemacht,  Kontakte  herstellen
können und einige Mitglieder in Fulda und Bonn dazu gewonnen. In Fulda
wurde im Juni 2015 aus der solid-Gruppe eine sehr aktive REVOLUTION
Ortsgruppe, die sich in einer konservativen 60.000 Einwohner_Innenstadt
länger als sämtliche andere Jugendorganisationen links der Jungen Union
halten konnte und kann.

[1] „Rückblick auf den Bundeskongress 2016“, Der Funke
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Bildungsproteste  im  Herbst  –
Für  einen  kämpferischen
Bildungsstreik!

Wir veröffentlichen hier unsere Resolution, die wir auf der bundesweiten
Bildungsstreikkonferenz  vom 09.-11.09.  in  Berlin  an der  technischen

Universität einbringen wollten und die unsere Perspektiven und Positionen
für die kommenden Wochen und Monate wiederspiegelt. Sie setzt sich mit
den vergangenen Protesten und unseren Vorschlägen für die kommenden
Aktionen  und  Mobilisierungen  auseinander.  Wir  bitten  alle  Jugendlichen,
Aktivist_innen,  Schüler_innen,  Student_innen  und  Gruppen,  die  unsere
Position in den grundlegendePunkten unterstützen mit uns in Kontakt zu
treten  beziehungsweise  auf  der  Konferenz  gemeinsam  mit  uns  dafür
einzutreten!  Wenn  du/ ihr  euch  unter  unsere  Resolut ion  als
Unterstützer_ innen  setzen  wol l t ,  dann  melde/t  euch  unter
germany@onesolutionrevolution.de.

Die Bildungsproteste in den vergangenen Jahren waren eine der größten
Jugendbewegungen  in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  in  Deutschland.
Auch  in  anderen  Ländern,  wie  zum  Beispiel  Großbritannien,  Spanien,
Frankreich,  Griechenland,  Chile,  den  U.S.A.  oder  im  arabischen  Raum
spielten Proteste von Schüler_Innen und Student_Innen eine wichtige Rolle
in  sozialen  Mobilisierungen  gegen  Kürzungen,  gegen  die  Krise,  für
demokratische  Forderungen  und  manchmal  sogar  direkt  gegen  die
bürgerlichen Regierungen. Hierzulande mobilisierten sie Hunderttausende
zu Beginn der Krise. Für viele Jugendliche waren diese Bewegungen der
Anfang ihrer Politisierung. Hier konnten sie sich kämpferisch – manchmal

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2016/07/ac3v1a7z.jpg
https://onesolutionrevolution.de/bildungskonferenz-im-september-fur-einen-kampfersichen-bildungsstreik/
https://onesolutionrevolution.de/bildungskonferenz-im-september-fur-einen-kampfersichen-bildungsstreik/
https://onesolutionrevolution.de/bildungskonferenz-im-september-fur-einen-kampfersichen-bildungsstreik/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/09/1032168578.jpg
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/09/Bildungsstreikbanner3.jpg


erfolgreich  –  für  ihre  eigenen  Interessen  einsetzen.  Es  gab  nicht  selten
verschiedenste Arten der Repressionen gegen die Protestierenden, doch oft
fanden die Betroffenen Wege sich zu verteidigen, ihr Bewusstsein wurde
geschärft und die Solidarität gestärkt.

So  konnte  die  Bildungsbewegung  in  Deutschland  fast  überall  die
Studiengebühren aufhalten bzw. zurückdrängen. Besonders im universitären
Rahmen war es möglich, einige politische Errungenschaften zu erkämpfen.
Wir können davon ausgehen, dass viele Kürzungen in der ersten Welle der
Krise ausblieben, weil es 2008/2009 eine starke Bildungsbewegung gab, die
bereitstand, um sich gegen diese zu wehren!

Trotzdem konnten  wir  ab  2010  einen  Rückgang  der  Bewegung  erleben.
Niederlagen in den Mobilisierungen sowie die nicht stattfindende Umsetzung
wichtiger Kernforderungen des „Bildungsstreiks“. Der Rückgang ist unserer
Meinung nach aber nicht auf eine eventuelle Stärke des politischen Gegners
zurückzuführen, sondern vielmehr auf die Fehler der eigenen Bewegung, die
in den letzten Jahren gemacht wurden.

Die wichtigsten sind unserer Meinung nach:

Die fehlende Initiative großer politischer Organisationen, wie zum
Beispiel  dem  SDS,  solid,  den  Jusos  oder  von  Organen  wie
Gewerkschaften oder einigen Asten, die Mobilisierungen nach der
Bundestagswahl 2009 fortzuführen bzw. auszudehnen. Aufgrund der
intransparenten  Struktur  und  der  schlechten  Vernetzung  der
Bewegung  musste  diese  ohne  die  Apparate  der  großen
Organisationen  zurückweichen,  desorganisierte  sich  und  verlor,
speziell  auf  bundesweiter  Ebene,  ihre  Anziehungskraft.

Das Fehlen einer politischen Perspektive für die Bewegung, die über
eintägige  Aktionen  hinausging.  Es  gab  weder  eine  bundesweite,
allgemein  akzeptierte  Absprache  über  gemeinsame  Forderungen,
noch  eine  Vorstellung,  wie  diese  erkämpft  werden  könnten.  Die
Bewegung war oft  einen Schritt  hinter  den aktuellen Ereignissen
hinterher,  wie sich bei  den europaweiten Universitätsbesetzungen
2009 zeigte.  Ohne gemeinsame Absprachen,  eine  breite  Basis  an



Aktivist_Innen  und  eine  zielstrebig  aufgebaute  Verankerung  an
Schulen,  Universitäten  und  Betrieben,  blieben  solch  einzigartige
Chancen erfolglos, vereinzelt und letztlich zum Scheitern verurteilt.

Die  Dominanz  des  intransparenten  und  undemokratischen
Konsensprinzips bei Entscheidungsfindungs-prozessen. Das fehlende
Verständnis dafür, dass eine Bewegung möglichst breite Einheit in
der Aktion, aber vollste Freiheit in der Diskussion haben sollte, führte
zu ergebnislosen Konferenzen und wenig Aktionen. Die Positionen
der verschiedenen Gruppen und Organisationen wurden verklärt und
die gesamte Bewegung wurde in ihren Handlungen gebremst.

Die Schüler_innenkonferenz in Köln im Juli 2011 diskutierte bereits einige
dieser Probleme sehr erfolgreich! Wir als REVOLUTION stehen hinter den
Beschlüssen der Kölner Schulstreikkonferenz. Doch sind wir der Meinung,
dass sie noch um einige Punkte ergänzt werden sollte.

Für den Aufbau einer neuen Bildungsstreikbewegung schlagen wir
daher folgende Punkte vor:

1. Die gesamte Bewegung, insbesondere auf ihren Konferenzen, muss, so wie
es in Köln von den Schüler_innen beschlossen wurde, auf der Grundlage von
Mehrheitsentscheidungen  aufgebaut  sein.  Wir  möchten  betonen,  dass
Minderheiten dabei das Recht eingeräumt wird, ihre politischen Positionen
nach außen zu vertreten! Minderheiten sollten jedoch nicht dazu in der Lage
sein, ganze Konferenzen ohne Beschlüsse stattfinden zu lassen. Unser Ziel
muss  es  sein,  gemeinsame  Aktionen  und  freie  Diskussionen  für  eine
erfolgsorientierte  Bewegung  zu  nutzen.

2.  Die  großen  Jugendorganisationen  wie  Jusos/solid/SDS  sowie
Gewerkschaften  und  Gewerkschaftsjugendverbände  müssen  für
Mobilisierungen wie am 15. und 17. November gewonnen werden.

3. Es muss dafür gekämpft werden, dass nicht nur Studenten_Innen und
Schüler_Innen  in  der  Bewegung  vertreten  sind,  sondern,  dass  auch
Azubis und Arbeiterinnen, Eltern und Lehrer_innen, mit in den Widerstand
einbezogen werden.

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/07/3.jpg


4.  Es  darf  nicht  nur  bei  symbolischen Protesttagen bleiben.  Unsere
Anstrengungen müssen darauf gerichtet werden, die Bildungsbewegung
durch  Basisarbeit  in  Schulen/Unis/Betrieben  aufzubauen  und  in  einem
breiten  bundesweiten  Bündnis  zu  organisieren.  Aktionen,  wie
Vollbesetzungen,  mehrtägige  und  unbefristete  Streiks  müssen  eine
diskutierte  Option  der  Bewegung  werden.

5.  Die Proteste im November müssen als Startpunkt,  nicht als Ende der
Bewegung angesehen werden. Nach dem 17.11. muss es eine nachbereitende
‚Bildungsstreikkonferenz‘  geben,  die  bemüht  ist  neue  Kräfte,  die  in  den
Protesten gewonnen wurden einzubinden. Besonders auf das Jahr 2012, in
dem in etlichen Bundesländern Doppeljahrgänge zu erwarten sind und sich
das  Fehlen  von  Zivildienst,  das  Aussetzen  der  Wehrpflicht  und  ein
mangelndes Angebot an Studien-/ Ausbildungsplätzen voll auswirken wird,
müssen wir uns gut vorbereiten!

6.  Reformen,  wie  Bologna  oder  Sparangriffe  im  Bildungsbereich  haben
internationale  Ursachen  und  werden  international  koordiniert.  Unsere
Antwort  muss  internationaler  Widerstand  sein!  Wir  müssen  uns  mit
Bewegungen in der EU und anderen Ländern solidarisieren. Darüber hinaus
müssen wir  uns  aber  mit  diesen Bewegungen koordinieren,  gemeinsame
Absprachen treffen, letztlich eine tatsächlich internationale Jugendbewegung
gegen Bildungs- und Sozialabbau werden.

7. Die Krise ist nicht vorbei! Momentan versuchen die Regierungen, die
Kosten  der  letzten  Banken-  und  Unternehmerrettungen  auf  uns
abzuwälzen.  In  einer  solchen  Situation  ist  es  für  unsere  Bewegung
unerlässlich sich mit den Beschäftigten, Arbeitslosen – kurz anderen sozialen
Bewegungen – auf Basis einer Anti-Krisen-Bewegung zu organisieren, die
unsere sozialen Errungenschaften verteidigt, um sie auf Kosten der Banken
und der Krisenprofiteure auszudehnen! Ein erneutes Zusammenbrechen der
Märkte  könnte  auch  in  Deutschland  weitaus  schärfere  Folgen  und
demzufolge weitere schärfere Angriffe auch im Bildungsbereich nach sich
ziehen, auf die wir uns vorbereiten müssen!

8.  In  unserer  Bewegung  sind  transparente  und  demokratische
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Strukturen
unerlässlich. Wir sprechen uns daher für einen Koordinierungskreis aus, der
zwischen  den  Konferenzen  tagt  und  in  dem  a l le  Gruppen,
Jugendgewerkschaften, lokale und regionale Bündnisse jederzeit das Recht
haben Delegierte zu entsenden. Die Aufgabe eines solchen Gremiums muss
es sein, neue Konferenzen vorzubereiten, repräsentative Resolutionen der
Bewegung  zu  beschließen  und  die  bundesweiten  Mobilisierungen  zu
koordinieren.  Darüber  hinaus  sprechen  wir  uns  für  einen  auf  dieser
Konferenz  gewählten  Pressesprecherrat  aus,  der  der  Bewegung
rechenschaftspflichtig ist und die grundlegenden Positionen der Bewegung
nach außen hin verteidigen muss!

Weitergehend  schlagen  wir  folgenden  Forderungskatalog  als
Orientierung  für  die  kommende  Bewegung  vor:

Abschaffung aller Studien-/ Lern-/ Ausbildungsgebühren!
Studien-  und  Ausbildungsplätze  für  alle!  Mindestlohn  für
Auszubildende,  Grundsicherung  für  Schüler_Innen  und
Student_Innen  ab  16  Jahren!
Weg mit dem mehrgliedrigen Schulsystem!
Weg mit dem G8-Abitur!
Weg mit den BA/MA Studiengängen!
Zurücknahme  aller  Kürzungen  und  Arbeitszeitverlängerungen  im
Bildungsbereich!
Sofortige Neueinstellung von 100.000 Lehrer_Innen bundesweit!
Sofortige Investition von 40 Milliarden € im Bildungsbereich z.B. für
Sanierungen  der  Schulgebäude  und  der  Einrichtung  von
Erholungsräumen!
Wir zahlen nicht für die Krise!
Für unsere materiellen Forderungen sollen die Reichen, Banken und
Großkonzerne bezahlen, nicht die einfache Bevölkerung!
Prinzipielles  Verbot  des  Betretens  von  Militär  und  Polizei  oder
Sicherheitsdiensten in Bildungseinrichtungen!
Sicherheit, Transparenz und Organisierung unserer Bewegung durch
wähl- und abwählbare Schüler- und Studentenstrukturen!
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Für  volles  Aktions-  und  Streikrecht  aller  Schüler_Innen,
Student_Innen, Azubis und Lehrer_Innen!
Die  Lehr-  und  Bildungsinhalte  sollen  nicht  durch  staatliche
Bürokrat_Innen  oder  die  private  Wirtschaft  bestimmt  werden,
sondern durch die Lernenden, Lehrenden und die Organisationen,
wie  Gewerkschaften,  die  tatsächlich  wissen,  welches  Wissen man
braucht, um in einer Gesellschaft zu leben und zu arbeiten.
Regionale,  bundesweite  und  internationale  Koordinierung  unseres
Kampfes  auf  Grundlage  von  rechenschaftspflichtigen  und  ständig
wähl- und abwählbaren Gremien und Vertreter_Innen!

Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
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ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus



gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-
Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt
es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des
Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse



geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.

Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen
Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen



antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein
politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir
sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie



schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob
diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis
weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.

Bundesweiter  Bildungsstreik?
Aufruf  zur  Gründung  einer
antikapitalistischen Plattform!
Es tut sich wieder was! Am 16/17.7. 2011 werden sich wieder Schüler aus
dem ganzen Land treffen um über ihre Forderungen und Planungen für einen
bundesweiten Bildungsstreik zu diskutieren. Da nach dieser Schüler_innen-
Konferenz  auch  eine  bundesweite  Bildungsstreikkonferenz  kommen wird,
dokumentieren wir  hier  den Aufruf  zur Bildung einer antikapitalistischen
Plattform im Bildungsstreikbündnis.

Gegen die Entpolitisierung des Bildungsstreiks –  unite the radical
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forces!

Aufruf  zur  Bildung  einer  Antikapitalistischen  Plattform  im
Bildungsstreik

In  den letzten Jahren gingen hunderttausende Schüler_innen,  Student_innen und auch
Auszubildende,  Eltern  und  Arbeiter_innen  im Zusammenhang mit  dem „Bundesweiten
Bildungsstreik“  auf  die  Straßen.  Der  Grund für  die  Proteste war,  dass es  enorme Angriffe
auf das Bildungssystem in den letzten Jahren gab. Es gab ein brennendes Bedürfnis von
Tausenden sich gegen die Kürzungen, Schikanen und undemokratischen Verhältnissen im
Bildungssystem zu wehren, zu organisieren und auf die Straßen zu gehen.

Die  Proteste,  wie  der  Bundesvorstand von „Die  Linke.SDS“  selbst  feststellte,  konnten
jedoch  nur  kosmetische  „Verbesserungen“  herbeiführen.  Außerdem  gab  es  2010  die
eindeutige Entwicklung, dass die Proteste stagnierten. Statt 270.000 Demonstrant_innen
am zentralen Demonstrationstag im Juni 2009 nahmen am 9.Juni 2010 nur noch rund
90.000 Demonstrant_innen an den Aktionen teil. Das Ende der Geschichte war dann, dass
man sich für 2011 gar nicht erst traf.

Wir sind der Meinung, dass ein wesentlicher Grund dafür im politischen Versagen der
Bewegung  liegt.  Wir  stellen  uns  klar  gegen  die  Behauptungen  von  vielen  libertären
Netzwerken oder reformistischen Organisationen, die versuchen ihre eigenen Fehler zu
vertuschen,  indem  sie  das  Schrumpfen  der  Bewegung  auf  eine  „Gottgegebene
Spontanität“ der einzelnen Teilnehmer_innen zurückführen. Die Wahrheit ist nämlich eine
andere!  Seitdem  eben  solche  Gruppen,  „Netzwerke“  und  Organisationen  den
Bildungsstreik politisch dominieren können wir die oben besagte Stagnation beobachten.

Sie weigern sich dem Bildungsstreik eine klare Perspektive zu geben. Sie waren es, die sich
immer  wieder  dagegen  stellten,  offen  zu  sagen,  wer  die  sozialen  Angriffe  gegen  den
Großteil  der  Bevölkerung  führt:  nämlich  bürgerliche  Politiker_innen  im  Interesse  des
deutschen Kapitals  und  im Zusammenhang mit  der  europäischen Kürzungspolitik.  Sie
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versprachen sogar, dass Druck ausreichen würde, um die bestehenden Verhältnisse zu
verbessern.

Doch  darüber  hinaus  waren  sie  nicht  einmal  dazu  bereit,  diesen  Druck  tatsächlich
aufzubauen und zu verallgemeinern. Sie waren es, die davor zurückschreckten Strukturen
an den Universitäten und Schulen aufzubauen, als es im Juni 2009 zu riesigen Protesten
kam. Sie waren es, die sich weigerten Streikräte an den Universitäten und Streikkomitees
an den Schulen zu fordern und aufzubauen, die die Proteste hätten ausweiten können.

Gekoppelt war all dies mit undemokratischen und intransparenten Prozessen wie z.B. dem
„Konsensprinzip“,  sowie bundesweiten Konferenzen,  die nicht  dazu in der Lage waren
breite Proteste zu organisieren, geschweige denn zu beschließen. Für neue Aktivist_innen
waren politische Strömungen kaum sichtbar und wurden von oben genannten Kräften
bewusst vertuscht, um eigene Fehler zu verbergen und eine offene Kritik zu verhindern. Do
ch zuletzt, um intransparent und undemokratisch die eigene politische Führung über die
Bewegung zu behalten!

Nun, wo die Proteste wieder losgehen können, viele ehemalige Teilnehmer_innen politisch
verunsichert sind, werden sie es sein, die erneut versuchen werden sich an die Spitze der
Bewegung zu stellen und genau das zu versuchen, was sie die letzten Jahre getan haben.

Doch wir, Antikapitalist_innen aus verschiedensten Gruppen, werden dies nicht nocheinmal
mit ansehen. Wir wollen uns gemeinsam aufstellen und mit unserer Masse mehr erreichen.
Wir wollen zusammen agieren, gemeinsam Zuschlagen, wenn es heißt, der Bewegung eine
klassenkämpferische Perspektive zu geben.

Wir rufen alle Genoss_inn en auf eine gemeinsame Antikapitalistische Plattform
innerhalb des Bildungsstreiks zu gründen. Grundlage einer gemeinsamen Arbeit
sollten im wesentlichen f olgende Punkte sein:



Für  den  Aufbau  von  aktionsorientierten  (Basis-)Strukturen,  um  Proteste1.
vorbereiten,  tragen  und  ausweiten  zu  können.  Mobilisierungen  und
Vorbereitungen von Protesten auf der Straße und in den Bildungseinrichtungen,
die miteinander vernetzt sind! Lokal, Regional, Bundesweit, International.
Für eine bewusste, demokratische und transparente Bildungsstreikbewegung – für2.
Mehrheitsentscheidungen  und  Delegiertensysteme,  in  denen  alle  politischen
Organisationen, Netzwerke und Strukturen das Recht auf Repräsentanz haben.
Grundlage dafür muss die Wähl-und Abwählbarkeit und Rechenschaftspflicht aller
Delegierten sein, jederzeit!
Für eine aktionsorientierten Bewegung, die Proteste organisiert und bestehende3.
Abwehrkämpfe gegen Kürzungen, Unterdrückung und für Selbstbestimmung aktiv
unterstützt. Wir brauchen den Anschluss an die Kämpfe der Anti-Krisen-Proteste
und die Kämpfe der Lohnabhängigen. Seite an Seite gegen den Sozialabbau, nicht
nur in Worten sondern Taten!
Für den politischen Kampf gegen Positionen, die die Illusion schüren, dass das4.
Bildungssystem innerhalb des Kapitalismus wirklich im Interesse der Lernenden
und Lehrenden gestaltet werden kann! Für eine klassenkämpferische Perspektive
der Bewegung!
Wir wollen unsere Bildung und ihren Ausverkauf nicht für die Kapitalist_innen5.
mitverwalten!  Wir  wollen  selbst  über  sie  bestimmen,  im  Interesse  der
Gesellschaft,  gemeinsam mit  der  arbeitenden  Bevölkerung!  Daher  sehen  wir
entstehende Streikkomitees, Räte und Bündnisse nicht nur als Kampforgane von
heute, sondern auch als Verwaltungsorgane von morgen!

Erstunterstützer:  REVOLUTION,  SDAJ  Berlin,  „Bildungsblockaden
einreißen!“  –  Berlin,  KIDZ

Bundesweiter  Bildungsstreik?
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Aufruf  zur  Gründung  einer
antikapitalistischen Plattform!
Es tut sich wieder was! Am 16/17.7. 2011 werden sich wieder Schüler aus
dem ganzen Land treffen um über ihre Forderungen und Planungen für einen
bundesweiten Bildungsstreik zu diskutieren. Da nach dieser Schüler_innen-
Konferenz  auch  eine  bundesweite  Bildungsstreikkonferenz  kommen wird,
dokumentieren wir  hier  den Aufruf  zur Bildung einer antikapitalistischen
Plattform im Bildungsstreikbündnis.

Gegen die Entpolitisierung des Bildungsstreiks –  unite the radical
forces!

Aufruf  zur  Bildung  einer  Antikapitalistischen  Plattform  im
Bildungsstreik

In  den letzten Jahren gingen hunderttausende Schüler_innen,  Student_innen und auch
Auszubildende,  Eltern  und  Arbeiter_innen  im Zusammenhang mit  dem „Bundesweiten
Bildungsstreik“  auf  die  Straßen.  Der  Grund für  die  Proteste war,  dass es  enorme Angriffe
auf das Bildungssystem in den letzten Jahren gab. Es gab ein brennendes Bedürfnis von
Tausenden sich gegen die Kürzungen, Schikanen und undemokratischen Verhältnissen im
Bildungssystem zu wehren, zu organisieren und auf die Straßen zu gehen.

Die  Proteste,  wie  der  Bundesvorstand von „Die  Linke.SDS“  selbst  feststellte,  konnten
jedoch  nur  kosmetische  „Verbesserungen“  herbeiführen.  Außerdem  gab  es  2010  die
eindeutige Entwicklung, dass die Proteste stagnierten. Statt 270.000 Demonstrant_innen
am zentralen Demonstrationstag im Juni 2009 nahmen am 9.Juni 2010 nur noch rund
90.000 Demonstrant_innen an den Aktionen teil. Das Ende der Geschichte war dann, dass
man sich für 2011 gar nicht erst traf.

Wir sind der Meinung, dass ein wesentlicher Grund dafür im politischen Versagen der
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Bewegung  liegt.  Wir  stellen  uns  klar  gegen  die  Behauptungen  von  vielen  libertären
Netzwerken oder reformistischen Organisationen, die versuchen ihre eigenen Fehler zu
vertuschen,  indem  sie  das  Schrumpfen  der  Bewegung  auf  eine  „Gottgegebene
Spontanität“ der einzelnen Teilnehmer_innen zurückführen. Die Wahrheit ist nämlich eine
andere!  Seitdem  eben  solche  Gruppen,  „Netzwerke“  und  Organisationen  den
Bildungsstreik politisch dominieren können wir die oben besagte Stagnation beobachten.

Sie weigern sich dem Bildungsstreik eine klare Perspektive zu geben. Sie waren es, die sich
immer  wieder  dagegen  stellten,  offen  zu  sagen,  wer  die  sozialen  Angriffe  gegen  den
Großteil  der  Bevölkerung  führt:  nämlich  bürgerliche  Politiker_innen  im  Interesse  des
deutschen Kapitals  und  im Zusammenhang mit  der  europäischen Kürzungspolitik.  Sie
versprachen sogar, dass Druck ausreichen würde, um die bestehenden Verhältnisse zu
verbessern.

Doch  darüber  hinaus  waren  sie  nicht  einmal  dazu  bereit,  diesen  Druck  tatsächlich
aufzubauen und zu verallgemeinern. Sie waren es, die davor zurückschreckten Strukturen
an den Universitäten und Schulen aufzubauen, als es im Juni 2009 zu riesigen Protesten
kam. Sie waren es, die sich weigerten Streikräte an den Universitäten und Streikkomitees
an den Schulen zu fordern und aufzubauen, die die Proteste hätten ausweiten können.

Gekoppelt war all dies mit undemokratischen und intransparenten Prozessen wie z.B. dem
„Konsensprinzip“,  sowie bundesweiten Konferenzen,  die nicht  dazu in der Lage waren
breite Proteste zu organisieren, geschweige denn zu beschließen. Für neue Aktivist_innen
waren politische Strömungen kaum sichtbar und wurden von oben genannten Kräften
bewusst vertuscht, um eigene Fehler zu verbergen und eine offene Kritik zu verhindern. Do
ch zuletzt, um intransparent und undemokratisch die eigene politische Führung über die
Bewegung zu behalten!

Nun, wo die Proteste wieder losgehen können, viele ehemalige Teilnehmer_innen politisch



verunsichert sind, werden sie es sein, die erneut versuchen werden sich an die Spitze der
Bewegung zu stellen und genau das zu versuchen, was sie die letzten Jahre getan haben.

Doch wir, Antikapitalist_innen aus verschiedensten Gruppen, werden dies nicht nocheinmal
mit ansehen. Wir wollen uns gemeinsam aufstellen und mit unserer Masse mehr erreichen.
Wir wollen zusammen agieren, gemeinsam Zuschlagen, wenn es heißt, der Bewegung eine
klassenkämpferische Perspektive zu geben.

Wir rufen alle Genoss_inn en auf eine gemeinsame Antikapitalistische Plattform
innerhalb des Bildungsstreiks zu gründen. Grundlage einer gemeinsamen Arbeit
sollten im wesentlichen f olgende Punkte sein:

Für  den  Aufbau  von  aktionsorientierten  (Basis-)Strukturen,  um  Proteste1.
vorbereiten,  tragen  und  ausweiten  zu  können.  Mobilisierungen  und
Vorbereitungen von Protesten auf der Straße und in den Bildungseinrichtungen,
die miteinander vernetzt sind! Lokal, Regional, Bundesweit, International.
Für eine bewusste, demokratische und transparente Bildungsstreikbewegung – für2.
Mehrheitsentscheidungen  und  Delegiertensysteme,  in  denen  alle  politischen
Organisationen, Netzwerke und Strukturen das Recht auf Repräsentanz haben.
Grundlage dafür muss die Wähl-und Abwählbarkeit und Rechenschaftspflicht aller
Delegierten sein, jederzeit!
Für eine aktionsorientierten Bewegung, die Proteste organisiert und bestehende3.
Abwehrkämpfe gegen Kürzungen, Unterdrückung und für Selbstbestimmung aktiv
unterstützt. Wir brauchen den Anschluss an die Kämpfe der Anti-Krisen-Proteste
und die Kämpfe der Lohnabhängigen. Seite an Seite gegen den Sozialabbau, nicht
nur in Worten sondern Taten!
Für den politischen Kampf gegen Positionen, die die Illusion schüren, dass das4.
Bildungssystem innerhalb des Kapitalismus wirklich im Interesse der Lernenden
und Lehrenden gestaltet werden kann! Für eine klassenkämpferische Perspektive
der Bewegung!
Wir wollen unsere Bildung und ihren Ausverkauf nicht für die Kapitalist_innen5.
mitverwalten!  Wir  wollen  selbst  über  sie  bestimmen,  im  Interesse  der
Gesellschaft,  gemeinsam mit  der  arbeitenden  Bevölkerung!  Daher  sehen  wir
entstehende Streikkomitees, Räte und Bündnisse nicht nur als Kampforgane von



heute, sondern auch als Verwaltungsorgane von morgen!

Erstunterstützer:  REVOLUTION,  SDAJ  Berlin,  „Bildungsblockaden
einreißen!“  –  Berlin,  KIDZ


